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VERWALTUNGSGERICHT DES 

SAARLANDES 

der Frau 

IM NAMEN DES VOLKES 

URTEIL 

In dem Verwaltungsrechtsstreit 

- Klägerin -

Prozessbevollmächtigte: DGB Rechtsschutz GmbH - Büro Saarbrücken -, Fritz­
Dobisch-Straße 5, 66111 Saarbrücken, - 1219-17 -

gegen 

- Beklagter -

w e g e n  Beihilfe (Eigenblutbehandlung und lnfusionstherapie) 

hat die 2. Kammer des Verwaltungsgerichts des Saarlandes in Saarlouis durch 
den Vizepräsidenten des Verwaltungsgerichts  die Richterin am Verwaltungsgericht  
und die ehrenamtlichen Richter und  aufgrund der Beratung vom 21. April 2020 

für R e c h t erkannt: 

Die Klage wird abgewiesen. 

Die Kosten des Verfahrens trägt die Klägerin. 

Das Urteil ist wegen der Kosten vorläufig vollstreckbar. 
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Die Klägerin darf die Vollstreckung durch Sicherheitsleistung oder Hin­
terlegung eines Betrages in Höhe der sich aus dem Kostenfestset­
zungsbeschluss ergebenden Kostenschuld abwenden, sofern nicht der 
Beklagte vor der Vollstreckung Sicherheit in derselben Höhe leistet. 

Ta tbe s t a n d

Die 1951 geborene Klägerin ist als Ruhestandsbeamtin für krankheitsbedingte Auf­

wendungen mit einem Bemessungssatz von 70 % beihilfeberechtigt. Mit ihrer Klage 

begehrt sie Beihilfe zu den Aufwendungen für eine Eigenblutbehandlung und eine 

lnfusionstherapie. 

Mit Beihilfeantrag vom 08.02.2017 reichte die Klägerin u.a. eine Rechnung der Fach­

ärztin für Hautkrankheiten, Venenerkrankungen, Allergologie, Naturheilverfahren, Er­

nährungsmedizin, medizinisch-dermatologische Kosmetologie Dr. med. G. vom 

30.12.2016 in Höhe von 941,23 € zur Erstattung ein. Darin abgerechnet wurden 

u.a. ärztliche Leistungen und Arzneimittel in Höhe von insgesamt 424,59 € für 

eine bei der Klägerin durchgeführte Eigenblutbehandlung und lnfusionstherapie 

(GOÄ-Nrn. 272, 284 und 261 ). Als lnhaltstoffe der lnfusionstherapie wurden u.a. 

Solidago, Lactoporum, Hepar compositum, Multivit. B forte und andere 

Zusatz­stoffe verwandt. 

Mit Beihilfebescheid vom 15.02.2017 gewährte der Beklagte der Klägerin zu der 

Rechnung vom 30.12.2016 - ausgehend von beihilfefähigen Aufwendungen in Höhe 

von 516,64 € - eine Beihilfe in Höhe von 361,65 €. Zu den Aufwendungen für die Ei­

genblutbehandlung und die lnfusionstherapie wurde keine Beihilfe gewährt. Zur Be­

gründung war unter der Hinweis-Nr. 8043 Folgendes ausgeführt: ,,Die von Ihnen ein­

gereichten Aufwendungen zur Schwermetallausleitung (Chelattherapie) zählen ge­

mäß Anlage 2 zu§ 5 Abs. 2 Satz 1 Buchstabe a BhVO zu den wissenschaftlich nicht 

allgemein anerkannten Behandlungsmethoden." 

Am 24.02.2017 erhob die Klägerin hiergegen Widerspruch und legte zur Begründung 

ein Schreiben ihrer behandelnden Ärztin vom 24.02.2017 vor, mit dem diese klarstell­

te, dass es sich bei den verabreichten Infusionen um Schmerz- und Stoffwechselinfu­

sionen und keineswegs um sog. Chelat-Schwermetallausleitungstherapien handele. 

Es sei niemals DMPS oder DMSA rezeptiert oder injiziert worden. Die Klägerin be­

komme diese Infusionen bereits seit Mai 2016 und die entsprechenden GOÄ-Nrn. mit 
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Er verweist zunächst auf § 4 Abs. 1 Nr. 1 BhVO, wonach Beihilfe für die notwendigen 

und angemessenen Aufwendungen in Krankheitsfällen gewährt werde. § 5 Abs. 1 

BhVO konkretisiere hierbei, dass aus Anlass einer Krankheit die Aufwendungen u.a. 

für eine ärztliche Behandlung (§ 5 Abs. 1 Nr. 1 BhVO) und für Arzneimittel (§ 5 Abs. 1 

Nr. 6 BhVO) beihilfefähig seien. Für Behandlungsmethoden, die wissenschaftlich nicht 

anerkannt seien, bestimme § 5 Abs. 2 BhVO i.V.m. Anlage 2 zur BhVO die Voraus­

setzungen und den Umfang der Anerkennung. Die Anlage 2 zähle unter Nr. 2 Buch­

stabe E die Eigenblutmethode als eine nicht wissenschaftlich anerkannte Behandlung 

auf und versage insoweit die Beihilfe. Weder der Hinweis der Klägerin auf die Ab­

rechnungsmöglichkeit nach der GOÄ noch auf die Anerkennung der Aufwendungen in 

vorherigen Bescheiden könne insoweit zu einer anderen Beurteilung führen. Im Rah­

men der lnfusionstherapie würden Vitamine und homöopathische Mittel verabreicht, 

die u.a. der Stärkung des Stoffwechsels, der körpereigenen Abwehr, der Entsäuerung 

und der Entgiftung des Körpers dienten. Zudem werde der Wirkstoff Procain verwen­

det, woraus zu schließen sei, dass es sich hier um die wissenschaftlich nicht aner­

kannte Procain-Basen-Therapie handele. Danach sei auch diese Therapie nach § 5 

Abs. 2 BhVO i.V.m. der Anlage 2 Nr. 1 BhVO nicht als beihilfefähig anzuerkennen. 

Der Hinweis der Klägerin auf die fehlerhafte Begründung des Beihilfebescheides kön­

ne nicht zur Aufhebung des Verwaltungsaktes führen, da dieser Fehler unbeachtlich 

sei. Durch die Widerspruchsentscheidung sei dies auch entsprechend klargestellt 

worden. Zudem sei die Begründung der Ablehnung letztlich die fehlende wissen­

schaftliche Anerkennung der Behandlung. Die Bezeichnung des Verfahrens könne 

insoweit nicht ausschlaggebend sein. 

Nachdem der Beklagte erklärt hat, dass die Frage der Beihilfefähigkeit der genann­

ten lnfusionstherapie Gegenstand eines anderen Verwaltungsrechtsstreits (6 K 

1751/16) sei, in dem die Einholung eines Gutachtens beabsichtigt sei, und anheim­

gestellt hat, die Entscheidung des vorliegenden Verfahrens bis zur Entscheidung des 

Verfahrens 6 K 1751/16 zurückzustellen, hat die Kammer mit Beschluss vom 

20.04.2018 -2 K 1531/17- im Einverständnis der Beteiligten das Ruhen des Verfah­

rens angeordnet. 

Etwa zeitgleich - am 19.04.2018 - ist das im Verfahren 6 K 1751/16 eingeholte Gut­

achten bei Gericht eingegangen. In diesem Gutachten vom 11.04.2018 kommt der 

beauftragte Gutachter Prof. Dr. med. H, Facharzt für Innere Medizin, Facharzt für 

Psychosomatische Medizin und Psychotherapie - Spezielle Schmerzthe-
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rapie, Ärztlicher Leiter des Zentrums für Schmerztherapie am K., zu dem 

zusammenfassenden Ergebnis, dass es sich bei der im dortigen Fall durchgeführten 

lnfusionstherapie mit einem Lokalanästhetikum (Procain), Nahrungsergän­

zungsmitteln, Homöopathika und einer organischen Base (Trometamol) zur Behand­

lung von Schmerzen des Bewegungsapparates (Muskeln, Knochen) nicht um eine 

wissenschaftlich allgemein anerkannte Behandlung handele. Aus ärztlicher Sicht 

(sc,hmerzmedizinische Standards) handele es sich um keine notwendige und ange­

messene Methode der Behandlung. Wegen der Begründung im Einzelnen wird auf 

den Inhalt des Gutachtens (BI. 52-63 der Gerichtsakte) verwiesen. 

Mit gerichtlicher Verfügung vom 30.07.2018 hat die Kammer das Gutachten vom 

11.04.2018 nebst Beweisbeschluss der 6. Kammer vom 28.09.2017 -6 K 1751/16-

(BI. 64-66 der Gerichtsakte) an die Beteiligten übersandt und die Klägerin um Mittei­

lung gebeten, ob die Klage im Hinblick auf das Ergebnis dieses Gutachtens auf­

rechterhalten bleibt. 

Unter dem 08.10.2018 hat die Klägerin erklärt, dass der Rechtsstreit fortgeführt wer­

de. Zur Begründung hat sie eine ärztliche Bescheinigung ihrer behandelnden Ärztin 

Dr. G. vom 04.10.2018 nebst Laborbefunden sowie die von der Ärztin zitierten 

Veröffentlichungen beigefügt. Nach Ansicht der Klägerin geht hieraus hervor, dass 

die schulmedizinischen Behandlungsmöglichkeiten für sie ausgeschöpft gewesen 

seien und somit keine andere Form der Behandlung mehr zur Verfügung ge­

standen habe. In diesem Fall komme sehr wohl eine Kostenübernahme in Betracht, 

zumal die Behandlung letztlich den gewünschten Erfolg gebracht habe. 

Auf die an den Beklagten gerichtete Anfrage, ob eventuell eine gütliche Einigung in 

Betracht komme, zumal die Aufwendungen für die streitgegenständliche Behandlung, 

die der Klägerin offenbar eine Linderung ihrer Beschwerden beschere, in der Vergan­

genheit seitens der Beihilfestelle erstattet worden seien, hat dieser eine Bereitschaft 

zur gütlichen Einigung verneint. Die in Rede stehende Behandlung sei wissenschaft­

lich nicht anerkannt. In diesem Fall sei eine Beihilfefähigkeit nur unter der - hier nicht 

vorliegenden - Voraussetzung des § 5 Abs. 2 BhVO gegeben. Zu Unrecht sei die Be­

handlung in vorherigen Beihilfebescheiden anerkannt worden, da für den Bearbeiter 

nicht eindeutig erkennbar gewesen sei, dass es sich um eine wissenschaftlich nicht 

anerkannte Behandlungsart handele. Demzufolge seien der Klägerin bereits Kosten 

der Behandlung erstattet worden. Aus Bewilligungen in einem vorangegangenen Bei-
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erstattungsfähig seien, übersieht sie, dass die Gebühren-Nm. der GOÄ nur von Be­

deutung für die Abrechnungshöhe, nicht aber für die wissenschaftliche Anerkennung 

und hier für die Beihilfefähigkeit einer Behandlungsmethode sind. Dass es sich bei 

der Eigenbluteinspritzung um eine ärztliche Leistung handelt, für die der behandeln­

de Arzt von seinem (Privat-)Patienten grundsätzlich eine Vergütung verlangen kann, 

hat auch der Beklagte nicht in Abrede gestellt. Über die wissenschaftliche Anerken­

nung und damit die Notwendigkeit der Behandlung im Sinne der Beihilfevorschriften 

ist damit aber noch keine Aussage getroffen. Die Klägerin hat im gerichtlichen Ver­

fahren auch nicht dargelegt, dass es sich bei der in ihrem Fall durchgeführten Ei­

genblutbehandlung - entgegen der im Negativkatalog der Nr. 2 der Anlage 2 zu § 5 

Abs. 2 Satz 1 Buchstabe a BhVO zum Ausdruck gekommenen Wertung des Verord­

nungsgebers - ausnahmsweise doch um eine wissenschaftlich allgemein anerkannte 

Behandlungsmethode handele. Aus der ärztlichen Bescheinigung ihrer behandeln­

den Ärztin Dr. G. vom 04.10.2018 geht nur hervor, dass neben der intensiven 

lnfusionstherapie mit Natriumbicarbonat und verschiedenen Zusatzstoffen zur 

Behandlung u.a. einer Immunabwehrschwäche zur weiteren Immunmodulation auch 

Eigenblut gespritzt worden sei. Irgendwelche Unterlagen oder Studien, die über die 

wissenschaftliche Anerkennung dieser nicht näher spezifizierten Eigenblutbehand­

lung Aufschluss geben könnten, wurden nicht benannt. Damit ist aber nichts darge­

tan, was die generelle Wertung des Verordnungsgebers, wonach die Eigenblutbe­

handlung zu den Behandlungen zähle, zu deren Aufwendungen eine Beihilfe nicht 

zu gewähren sei, ernsthaft in Zweifel ziehen würde. Weitere Ausführungen hierzu 

sind daher entbehrlich. 

Vgl. dazu, dass nach dem derzeitigen Stand der wissenschaftlichen 
Diskussion keine Aussicht bestehe, dass die verschiedenen Formen 
der Eigenblutbehandlung auf absehbare Zeit wissenschaftlich aner­
kannt werden könnten: VG Gießen, Urteil vom 26.06.2017 -4 K 
1493/16.GI-, juris 

Unerheblich ist schließlich auch, dass die Aufwendungen für die in Rede stehende 

Eigenblutbehandlung der Klägerin offenbar in vorangegangenen Bescheiden des 

Beklagten als beihilfefähig anerkannt wurden. Wie der Beklagte zu Recht ausgeführt 

hat, folgt aus Bewilligungen in einem vorangegangenen Beihilfeverfahren auch unter 

Vertrauensschutzgesichtspunkten keine Selbstbindung der Behörde für nachfolgen­

de Beihilfeanträge. Die Bewilligung einer Beihilfe gilt nur für die gewährte Beihilfe 

und nicht für künftige Aufwendungen. 
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an einer ausreichend verbreiteten fachlichen Bejahung ihrer Geeignetheit und Wirk­

samkeit. 

Ausgangspunkt für diese Einschätzung ist das im Verwaltungsrechtsstreit 6 K 1751/16 

eingeholte Gutachten von Prof. Dr. med. H. vom 11.04.2018, welches den 

Beteiligten bekannt ist und Bestandteil der Gerichtsakte des hiesigen Verfahrens 

geworden ist (BI. 52-63 der Gerichtsakte). In diesem Gutachten, welches von der frü­

her für das Beihilferecht zuständigen 6. Kammer des Verwaltungsgerichts zu der Fra­

ge eingeholt wurde, ob die vom Beklagten nicht als beihilfefähig anerkannten Auf­

wendungen für eine lnfusionstherapie, bestehend aus den Arzneimitteln Tham-Köhler 

Ampullen, Procain 2%ig, Solidago vigaurea, Lymphomyosot, Hepar compositum in­

jee/, Glutation, Coencym compositum, Ubichinon compositum, Traumeel, Zeel com­

positum und Lactopurum, zur Behandlung der dortigen Klägerin bzw. der bei ihr ge­

stellten Diagnosen (Zustand nach bum out Syndrom 2013 Tinnitus rechts, persistie­

rende Schwellung Peronaeus-Sehnen-Tasche rechter Fuß, ISG-Reizung beidseits, 

lumbales Facettensndrom, G/utea/tendopathie, Ausschluss abdominelle Erkrankung) 

nach Art und Umfang medizinisch notwendig und wirtschaftlich angemessen gewesen 

seien, beantwortete der Sachverständige die einzelnen Beweisfragen (vgl. dazu den 

Beweisbeschluss vom 28.09.2017, BI. 64-66 der Gerichtsakte) nach einer ausführli­

chen Darstellung des Sachverhalts und einer ebenso ausführlichen zusammenfas­

senden Beurteilung wie folgt: ,, 1. Laut Rechnung vom wurden bei Frau  Infusio­

. . .  . . .

nen mit einem Lokalanästhetikum (Procain), Nahrungsergänzungsmitteln, Homöopa­

thika und einer organischen Base (Trometamol) durchgeführt. 2. Eine Azidose war 

durch Blut- und Urinuntersuchungen bei Frau  nicht gesichert. Eine Behandlung einer vermeintlichen Azidose als Zwischenstufe zur Schaffung eines geordneten Säu­

re-Base-Verhältnisses ist als Grundvoraussetzung der Behandelbarkeit von Schmer­

zen des Bewegungsapparates (Muskeln, Knochen) nach aktuellen schmerzmedizini­

schen Standards nicht notwendig. 3. Bei der vorliegend durchgeführten Behandlung 

handelt es sich nicht um eine wissenschaftlich allgemein anerkannte Behandlung. Wie 

in der Beurteilung ausgeführt, gibt die Interdisziplinäre Leitlinie zum Fibromya/giesyn­

drom eine negative Empfehlung für Procain-lnfusionen und Nahrungsergänzungsmit­

tel. Eine lnfusionstherapie mit Procain bzw. Homöopathika bzw. Nahrungsmitteler­

gänzungsprodukten zur Behandlung von Schmerzen des Bewegungsapparates wird 

in keinem der aktuellen schmerzmedizinischen Lehrbücher empfohlen. Bei der durch­

geführten Behandlung handelt es sich aus ärztlicher Sicht (schmerzmedizinische 
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Standards) um keine notwendige und angemessene Methode der Behandlung. 4. Bei 

einer Literatursuche in der Medizinischen Datenbank Med/ine als auch in Google 

Scholar hat der Gutachter keine Studien (Fallserien, kontrollierte Studien) gefunden, 

welche attestieren, dass die strittige Behandlungsmethode (intravenöse Gabe von 

Basenmittel, Lokalanästhetikum, Homöopathika, Nahrungsergänzungsmittel) eine 

Methode ist, die zur Heilung der Krankheit oder zur Linderung der Leidensfolge der 

Frau . . .  geeignet war und wirksam eingesetzt werden konnte. Aus den vorgelegten 

Unterlagen ist nicht belegt, dass die Möglichkeiten einer Behandlung mittels wissen­

schaftlich allgemein anerkannter Methoden ohne Erfolg ausgeschöpff wurden. Zur 

Behandlung von fibromyalgieformen Beschwerden bzw. muskuloskelettalen Schmer­

zen werden sowohl in den entsprechenden Leitlinien (Leitlinie Fibromyalgiesyndrom, 

Nationale Versorgungsleitlinie Rückenschmerz) als auch in den schmerzmedizini­

schen Lehrbüchern u.a. Bewegungstherapie, aerobes Training und im Falle von psy­

chischen Begleiterkrankungen eine Psychotherapie empfohlen." 

Diese gutachterlichen Feststellungen, die von einem in besonderem Maße qualifizier­

ten Arzt erstellt wurden, in sich widerspruchsfrei und nachvollziehbar sind und in der 

Sache überzeugen, decken sich inhaltlich mit den Feststellungen eines weiteren Gut­

achten, welches die früher für das Beihilferecht zuständige 6. Kammer des Verwal­

tungsgerichts seinerzeit im Verwaltungsrechtsstreit 6 K 1837 /12 eingeholt hatte und 

auf dessen Grundlage sie die Klage des dortigen Klägers hinsichtlich der Gewährung 

von Beihilfe zu den Aufwendungen für sog. Procain-Basen-lnfusionen mit diversen 

Nährstoffen wegen fehlender wissenschaftlicher Anerkennung dieser Behandlungs­

methode, bei der die Wirkung des Neuraltherapeutikums Procain durch die Kombina­

tion mit Basen-Natrium-Hydrogen-Carbonat verstärkt werde, abgewiesen hatte. 

Vgl. Urteil der 6. Kammer vom 16.12.2014 -6 K 1837/12-, juris 

In dem - im Urteil zitierten - Gutachten vom 24.03.2014 hatte der dortige Gutachter 

Prof. Dr. med. W., Chefarzt der Abteilung Innere Medizin II des Krankenhauses B. 

zur fehlenden wissenschaftlichen Anerkennung Folgendes ausgeführt: ,,In der 

Literatursuche finden sich nur unzureichende Daten bezüglich Procain-

Basen-lnfusionen im Zusammenhang mit chronischen Schmerzzuständen, 

insbesondere muskuloskelettaler Genese sowie Myopathien. Es finden sich 

einzelne Fallberichte oder Anwendungsbeobachtungsstudien, die über einen 

positiven Effekt der Procain-Basen-lnfusionen im Rahmen mit chronischen 



- 15 -

Schmerzzuständen wie z.B. der Fibromyalgie berichten. Aufgrund der unzureichen­

den Datendarstellung, fehlenden großen, randomisierten, kontrollierten Studien ist die 

Procain-Basen-lnfusion keine wissenschaftlich allgemein anerkannte Methode. In den 

aktuellen Leitlinien zur Behandlung des Fibromyalgie-Syndroms wird diese Therapie 

ausdrücklich nicht empfohlen. Eine Erstattung der Therapie durch die Krankenkasse 

muss deshalb nicht erfolgen." An anderer Stelle ist zusätzlich ausgeführt: ,,Nach der­

zeitigem Stand der Wissenschaft besteht keine Aussicht auf Anerkennung der Infusi­

onen mit Procain-Basen." Ergänzend dazu heißt es in dem Gutachten: ,,Die Procain­

Basen-lnfusionen werden von einzelnen Ärzten bei chronischen Schmerzen wie Fib­

romyalgie-Syndrom eingesetzt, es liegen hierüber aber keine verlässlichen Wirksam­

keitsdaten vor. In den aktuellen Leitlinien zur Therapie des Fibromyalgie-Syndroms 

werden intravenöse Lokalanästhetika ausdrücklich nicht empfohlen. Des Weiteren gilt 

die Procain-Basen-lnfusion als antioxidative Maßnahme, die zusammen mit anderen 

Inhaltsstoffen der durchgeführten Infusionen (Kofaktoren der Atmungskette, u.a.) bei 

vor beschriebener Mitochondriopathie als therapeutische Maßnahmen möglich sind. 

Bei Herrn . . .  ist die Diagnosesicherung der Mitochondriopathie nach derzeit geltenden 

Leitlinien allerdings nicht erfolgt und somit fraglich. Al/eine anhand einer einmalig auf­

fälligen Laktat-Pyruvat-Ratio kann die definitive Diagnose einer Mitochondriopathie 

nicht gestellt werden." 

Die in den zitierten Gutachten getroffenen Feststellungen, die - jedenfalls bezogen auf 

den hier maßgeblichen Zeitpunkt des Entstehens der Aufwendungen (November­

Dezember 2016) - dem aktuellen medizinischen Wissens- und Forschungsstand ent­

sprechen, gelten auch für die bei der Klägerin durchgeführte lnfusionstherapie. Aus­

weislich der Rechnung der behandelnden Ärztin Dr. G. vom 30.12.2016 bestand die 

verabreichte lnfusionslösung aus einer Base (Natriumhydrogencarbonat), einem 

Lokalanästhetikum (Procain), einem Schleimhauttherapeutikum (Colibiogen), 

verschiedenen Homöopathika (Derivatio, Lactopurum, Solidago, Lymphomyosot, He­

par compositum, Mucosa compositum, Nux vomica) sowie verschiedenen Nahrungs­

ergänzungsmitteln bzw. Vitaminpräparaten (Multivit B forte, Riboflavin, Ubichinon). 

Damit entsprach die Zusammensetzung im Wesentlichen der lnfusionslösung, die 

dem Gutachten von Prof. Dr. Häuser vom 11.04.2018 zugrunde lag. Es handelt sich in 

beiden Fällen um eine sog. Procain-Basen-lnfusion mit diversen Nährstoffen zur Be­

handlung einer vermuteten Azidose (Übersäuerung) bzw. zur Schmerz- und Stoff­

wechseltherapie (vgl. hierzu die Schreiben der behandelnden Ärztin Dr. G. 
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vom 24.02.2017 und vom 04.10.2018). Diese Behandlungsmethode ist aber, wie sich 

sowohl aus dem Gutachten von Prof. Dr. H. vom 11.04.2018 als auch aus dem 

Gutachten von Prof. Dr. W. vom 24.03.2014 ergibt, wissenschaftlich nicht allge­

mein anerkannt. 

Die Klägerin hat auch nach Übersendung des Gutachtens von Prof. Dr. H. nichts 

Substantiiertes vorgetragen, was eine andere Einschätzung rechtfertigen würde. Ins­

besondere hat sie keine wissenschaftlichen Standards genügende Studien benannt, 

aus denen sich Anhaltspunkte für eine positive Einschätzung der Wirksamkeit und 

Geeignetheit der streitigen lnfusionsbehandlung durch mit dieser Methode befasste 

Wissenschaftler ergeben würden. Soweit sie auf das Schreiben ihrer behandelnden 

Ärztin vom 04.10.2018 nebst beigefügten Laborbefunden verweist, mögen diese Un­

terlagen zwar die Notwendigkeit einer ärztlichen Behandlung belegen, sagen aber 

nichts über die wissenschaftliche Anerkennung der angewandten Heilmethode aus. 

Vielmehr spricht der ebenfalls beigefügte Fachartikel „Säure-Basen-Haushalt und 

Herzfrequenzvariabilität - Erste Beobachtungen aus der Praxis" von Dr. Michael Wor­

litschek, Privatpraxis für biologische Medizin, veröffentlicht in der Zeitschrift „Die Na­

turheilkunde, Fachmagazin für komplementäre Medizin", Ausgabe 1/2015, mit Ge­

wicht dafür, dass es sich bei der durchgeführten lnfusionsbehandlung mit Natriumbi­

carbonatlösung und verschiedenen Zusatzstoffen um eine komplementärmedizinische 

Therapieform handelt, die sich als Alternative oder Ergänzung zu wissenschaftlich 

begründeten Methoden der Medizin versteht. Dies sieht offenbar die behandelnde 

Ärztin der Klägerin selbst so: Soweit sie am Ende ihres Schreibens vom 04.10.2018 

darauf verweist, dass es in der Literatur kaum zugelassene schulmedizinische Präpa­

rate gebe, die systemische Wirkung zeigten, insbesondere auf Immunerkrankungen 

aus dem Kollagenoseerkrankungsbereich, und die chronischen Schmerzen der Kläge­

rin durch Spinalkanalverengung und migräniforme Spannungskopfschmerzen bei 

chronischem Wirbelsäulensyndrom bisher nur unbefriedigend hätten behandelt wer­

den können, da Physiotherapie, Ernährungsumstellung und regelmäßige ärztliche 

Behandlungen meist nur sehr kurzfristige Erleichterung gebracht hätten, und hieraus 

die Folgerung zieht, dass die schulmedizinische Behandlung ausgeschöpft erscheine, 

betrifft diese Argumentation ausschließlich die Frage der ausnahmsweisen Beihilfefä­

higkeit von wissenschaftlich nicht allgemein anerkannten Alternativtherapien (dazu 

siehe unten); die wissenschaftliche Anerkennung der angewandten Heilmethode wird 

damit gerade nicht behauptet. 
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Nach alledem ist die Klage mit der Kostenfolge aus § 154 Abs. 1 VwGO abzuweisen. 

Der Ausspruch über die vorläufige Vollstreckbarkeit beruht auf§ 167 VwGO i.V.m. §§ 

708 Nr. 11,711 ZPO. 

Gründe, die Berufung zuzulassen, liegen nicht vor. 

Rechtsmittelbelehrung 

Die Beteiligten können innerhalb eines Monats nach Zustellung des Urteils die Zu­
lassung der Berufung durch das Oberverwaltungsgericht des Saarlandes in Saar­
louis beantragen. 

Der Antrag ist bei dem Verwaltungsgericht des Saarlandes, Kaiser-Wilhelm­
Straße 15, 667 40 Saarlouis, schriftlich oder in elektronischer Form nach Maßgabe 
der für den elektronischen Rechtsverkehr mit dem Verwaltungsgericht geltenden Re­
gelungen zu stellen. Er muss das angefochtene Urteil bezeichnen. 

Innerhalb von zwei Monaten nach Zustellung des vollständigen Urteils sind die 
Gründe darzulegen, aus denen die Berufung zuzulassen ist. Die Begründung ist, so­
weit sie nicht bereits mit dem Antrag vorgelegt worden ist, bei dem Oberverwal­
tungsgericht des Saarlandes, Kaiser-Wilhelm-Straße 15, 667 40 Saarlouis, 
schriftlich oder in vorbezeichneter elektronischer Form einzureichen. 

Die Berufung kann nur zugelassen werden, wenn 

1. ernstliche Zweifel an der Richtigkeit des Urteils bestehen,

2. die Rechtssache besondere tatsächliche oder rechtliche Schwierigkeiten auf­
weist,

3. die Rechtssache grundsätzliche Bedeutung hat,

4. das Urteil von einer Entscheidung des Oberverwaltungsgerichts, des Bundesver­
waltungsgerichts, des Gemeinsamen Senats der obersten Gerichtshöfe des Bun­
des oder des Bundesverfassungsgerichts abweicht und auf dieser Abweichung
beruht oder

5. ein der Beurteilung des Berufungsgerichts unterliegender Verfahrensmangel gel-
tend gemacht wird und vorliegt, auf dem die Entscheidung beruhen kann.

Vor dem Oberverwaltungsgericht müssen sich die Beteiligten, außer im Prozess­
kostenhilfeverfahren, durch Prozessbevollmächtigte vertreten lassen. Dies gilt auch 
für Prozesshandlungen, durch die ein Verfahren vor dem Oberverwaltungsgericht 
eingeleitet wird. Als Prozessbevollmächtigte sind Rechtsanwälte und die in § 67 Abs. 
4 Sätze 3, 4 und 7 i.V.m. Abs. 2 Satz 1, Satz 2 Nr. 3 bis 7 VwGO bezeichneten Per­
sonen und Organisationen zugelassen. 

gez   
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B e s c h l u s s

Der Streitwert wird gern. §§ 52 Abs. 1, Abs. 3, 63 Abs. 2 GKG 

auf 297,21 € (424,59 € x 70 %) festgesetzt. 

Rechtsmittelbelehrung 

Gegen die Festsetzung des Streitwerts steht den Beteiligten oder sonst von der Ent­
scheidung Betroffenen die Beschwerde an das Oberverwaltungsgericht des Saar­
landes in Saarlouis, zu, wenn der Wert des Beschwerdegegenstandes 200,00 Euro 
übersteigt. 

Die Beschwerde ist bei dem Verwaltungsgericht des Saarlandes, Kaiser-Wilhelm­
Straße 15, 66740 Saarlouis, schriftlich, in elektronischer Form nach Maßgabe der 
für den elektronischen Rechtsverkehr mit dem Verwaltungsgericht geltenden Rege­
lungen oder zur Niederschrift des Urkundsbeamten der Geschäftsstelle einzulegen. 

Die Beschwerde ist nur bis zum Ablauf von sechs Monaten nach Eintritt der Rechts­
kraft der Entscheidung in der Hauptsache oder anderweitiger Erledigung zulässig. 

gez.:   




